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Berwaltungs-Gerichtshof und Verwaltungsreform. | 
Von Moritz von Kaiſerfeld. 


J. | 

1 

Das vom ſteiermärkiſchen Landtage beſchloſſene Geſetz, in Folge 
deſſen künftig Beſchwerden über ortspolizeiliche Anordnungen, welche 
der Gemeinde⸗Ausſchuß nach § 31 der ſteiermärk. Gem.⸗Ord. erluſſen 
hat, und gegen ortspolizeiliche Verfügungen des Gemeinde-Vorſtehers 
an die politiſche Bezirksbehörde zu leiten und von dieſer zu entſcheiden 
find, hat die kaiſ. Sanktion erhalten und trat mit 15. Juni d. J. 
in Wirkſamkeit. Ob die Vorſteher und Ausſchüſſe in den Landge⸗ 
meinden jene ortspolizeilichen Pflichten und Aufgaben, welche das 
Geſetz in ihre Hände legt, nunmehr unter einer directeren Einfluß⸗ 
nahme der ſtaatlichen Behörden mit mehr Eifer und richtigerem Ver⸗ 
ſtändniſſe erfüllen werden, das muß die Erfahrung zeigen. Das Geſetz 
kann hiefür einige Möglichkeit bieten. Wenn aber die politiſchen 
Bezirksbehörden nicht in der Lage wären, der polizeilichen Thätig ⸗ 
keit der Gemeinden eine erhöhte Aufmerkſamkeit zu ſchenken, entweder 
weil ſie mit anderen Geſchäften zu überhäuft, oder weil ſie bei der 
übermäßigen Ausdehnung ihrer Amtsgebiete von einem großen Theile 
der Gemeinden räumlich zu entfernt ſind, um ſich über die Zuſtände 
in denſelben in fortlaufender Kenntniß zu erhalten, oder endlich weil 
ihnen für manche polizeiliche Agenden die erforderlichen techniſchen 
Organe nicht zu Gebote ſtehen, dann würde auch dieſes Geſetz die 
beabſichtigte Wirkung verfehlen, was um fo ſchlimmer wäre, weil 
dann der Grund des Mißerfolges nicht mehr in den Gemeinden und 
einer fehlerhaften Geſetzgebung, ſondern in den politiſchen Behörden 
geſucht werden würde. Das ſteiermärk. Landesgeſetz hat daher ſeine 
eigentliche praktiſche Bedeutung darin, daß es als Ausgangspunkt für 
eine gründliche Reform der politiſchen Verwaltung gedacht iſt, wie 
dies ſchon daraus ſich ergibt, daß der ſteiermärk. Landtag an die Vo⸗ 


tirung dieſes Geſetzes gleichzeitig eine auf die Reform der politiſchen 
Verwaltung abzielende Aufforderung an die Regierung knüpfte. 

In der That wäre mit einer Reform, die ſich lediglich auf 
die Gemeindegeſetzgebung oder auf eine Aenderung in der Organi⸗ 


ſation der Gemeinden beſchränkte, nur wenig geſchehen. Eine Reform 


der öffentlichen Verwaltung, welche dem Bedürfniſſe der Bevölkerung 
und zugleich auch dem Geiſte unſerer Staatsgrundgeſetze entſprechen 
ſoll, wird alle Aufgaben, welche der Verwaltung im ſtaatlichen Leben 
zufallen, als ein Ganzes in's Auge zu faſſen haben und ſie wird 
ſich bemühen müſſen, dieſer eine Organiſation zu geben, durch welche 
die Erfüllung dieſer Aufgaben geſichert wird. Selbſtverſtändlich wird 
es hiebei auch Sache der Reform ſein, jenen organiſchen Einrichtungen, 
welchen ſchon jetzt ein Antheil an der Erfüllung ſtaatlicher Verwal⸗ 
tungsaufgaben zugewieſen iſt, dem öffentlichen Dienſte nutzbarer zu 
machen, dieſelben mit dem ganzen Syſteme der öffentlichen Verwaltung 
in einen harmoniſchen Zuſammenhang zu bringen, dem Syſteme ſelbſt 
aber den Charakter einer Verwaltung nach Recht und Geſetz aufzu⸗ 
drücken. Dieſen Charakter beſitzt die öffentliche Verwaltung in Oeſter⸗ 
reich nicht und die Errichtung eines oberſten Verwaltungs⸗Gerichts⸗ 
hofes vermag für ſich allein ihr dieſen Charakter nicht zu geben. 
Schon R. Mohl hat auf den nachtheiligen Einfluß, welchen 
das parlamentariſche Syſtem auf die Staatsdiener und auf die 
öffentliche Verwaltung ausübt, aufmerkſam gemacht und die Gründe 
dieſer Erſcheinung zu erklären geſucht, und bei Gelegenheit der Be- 
rathung des Geſetzes über den Verwaltungs⸗Gerichtshof widmete Mi- 
niſter Unger, was die Bürgſchaften einer dem Geſetze entſprechenden 
Verwaltung anbelangt, den im Vormärz bei uns beſtandenen Ein⸗ 
richtungen eine ſympathiſche Erinnerung. Gewiß mit Recht. War 
doch in der damaligen collegialen Verfaſſung der Regierungsbehörden 
2. und 3. Inſtanz bis zu einem gewiſſen Grade Sicherheit für ein 
unparteiiſches, den Geſetzen entsprechendes Verwaltungs⸗Decernat ge⸗ 
geben und genoß doch der Verwaltungsbeamte und zwar nicht bloß 
der landesfürſtliche, ſondern in Städten und Märkten mit organiſirten 
Magiſtraten auch der communale eine gewiſſe Unabhängigkeit und 
Selbſtſtändigkeit, welche Disciplin und Unterordnung nicht gefährdete, 
welche ihn aber dennoch ſchützte, ſobald er ſeine Verfügungen aus den 
Geſetzen zu rechtfertigen oder zu erklären vermochte, eine Unabhängig⸗ 
keit, die ihm das Vertrauen des Publicums ſicherte, die ſein mora⸗ 
liſches Selbſtgefühl hob, das hinwieder dem ganzen Stande zu Gute 


kam und in dieſem das Gefühl für Standespflicht und Standesehre 


rege hielt. Die Tradition von damals wirkt bis auf den heutigen 
Dag noch nach; fie hat unter den oft grellen Wechſeln, welche unſer 
Staatsleben durchzumachen hatte, den ſittlichen Verfall der Bureau⸗ 
kratie aufgehalten. 

Mit dem conſtitutionellen Syſteme ſind die Garantien einer 
geſetzlichen Verwaltungs⸗Rechtspflege, welche in der collegialen Ver⸗ 
faſſung der Verwaltungsbehörden und in der pragmatiſch geſicherten 
Stellung des Verwaltungsbeamten lagen, verſchwunden. Vom Bezirks⸗ 
bauptmanne an bis hinauf zum Statthalter und Miniſter iſt alle 


Verwaltung eine perſönliche; in den Verfügungen und Entſcheidungen 
tritt das Amt in den Hintergrund, die Perſon des Amtschefs wird 
Alles. Das entſpreche, meint man, der parlamentariſchen Verantwort⸗ 
lichkeit der Regierung, welcher wir ſo weite Grenzen ziehen, daß 
unſere Miniſter, um im Parlamente und in den Ausſchüſſen über 
Alles und Jedes Rede ſtehen zu können, gezwungen find, auf die 
Gefahr hin darüber im Großen die politiſche Führung einzubüßen, 
ſich ganz in das Detail ihrer Reſſorts zu vertiefen. Neben einer 
durch Beamte des Staates beſorgten Adminiſtration läuft aber pa⸗ 
rallel auch eine ausgedehnte Selbſtverwaltung, welcher wichtige öffent. 
liche Intereſſen, wie: Polizei-, Dienſtboten-, Straßenweſen u. |. w. 
zu ſelbſtſtändiger Beſorgung zugewieſen find, welche Geſetze anzu⸗ 
wenden, über öffentliche Rechte der Bürger zu entſcheiden, Strafen 
zu verhängen, Verordnungen zu erlaſſen hat, welche aber in den 
wichtigſten Gegenſtänden ihres Wirkungskreiſes inapellabel und dabei 
jeder wirkſamen ſtaatlichen Controle entrückt iſt. 

Die Landtage haben bisher ihre Aufmerkſamkeit nur den Er— 
ſcheinungen zugewendet, welche eine fehlerhafte Auffaſſung der Selbſt— 
verwaltung verſchuldet, und ſelbſt hierin haben ſie ſich auf die Miß— 
erfolge der Gemeinde-Autonomie beſchränkt. Die Mängel der Ver— 
waltung in den Bezirksausſchüſſen und in anderen für beſtimmte Ge- 
geuſtände der öffentlichen Verwaltung durch die Geſetze geſchaffenen 
Organen der Selbſtverwaltung, ſo wie die Mängel der vom Staate 
ſelbſt und durch ſeine Organe beſorgten öffentlichen Verwaltung 
wurden gar nicht oder doch nur ſehr oberflächlich berührt. So weit 
in der Verwaltung überhaupt etwas geſchieht, ſoll nun allerdings 
durch den Verwaltungsgerichtshof Jedem, der ſich durch eine geſetz⸗ 
widrige Entſcheidung einer Verwaltungsbehörde in ſeinen Rechten 
verletzt glaubt, ein gewiſſer formeller Schutz gewährt ſein. Das Be⸗ 
dürfniß, welches ſich in dem Rufe nach einer Reform der Verwaltung 
ausdrückt, beſchränkt ſich aber nicht darauf, daß eine geſetzwidrige 
Entſcheidung oder Verfügung einer Verwaltungsbehörde, nachdem ſie 
alle Inſtanzen durchlaufen hat, im proceſſualiſchen Verfahren vor 
einem Gerichtshofe als geſetzwidrig erklärt werde. Das Bedürfniß 
geht vielmehr dahin: ſchon in der Einrichtung, Zuſammenſetzung und 
Gliederung der Verwaltungsbehörden dafür, daß die zum Schutze 
oder zur Förderung der öffentlichen Intereſſen gegebenen Geſetze und 
Verordnungen auch activ gehandhabt, daß alſo wirklich verwaltet 
werde, ſo wie dafür möglichſt ausreichende Bürgſchaften zu beſitzen, 
daß geſetzwidrige Entſcheidungen der Verwaltungsbehörden und daher 
die Nothwendigkeit einer verwaltungsgerichtlichen Remedur, wie ſie 
der projectirte Verwaltungsgerichtshof bietet, zu Seltenheiten gemacht 
werden. 

Denn das wird man ſich nicht verhehlen dürfen, daß die 
Hilfe dieſes Verwaltungsgerichtshofes wenigſtens in Sachen der fo- 
genannten politiſchen Verwaltung nur ſelten in Anſpruch genommen 
werden wird und zwar nicht deßhalb, weil es etwa wenige geſetz⸗ 
widrige Entſcheidungen geben wird, ſondern deßwegen, weil der Ge— 
richtshof den Parteien zu entfert liegt, weil er nicht innerhalb, ſondern 
außerhalb der Verwaltung ſteht, weil deſſen Hilfe erſt dann ange⸗ 
rufen werden kann, wenn man ſich im Suchen ſeines Rechtes bereits 
erſchöpft hat und weil die mit dieſer Rechtshilfe verbundenen Koſten 
ſelten im Verhältniſſe zum Werthe des Streitobjectes ſtehen. Aber 
doch würde man ſich ſelbſt mit, dem vermeintlichen Rechte abträglichen 
Entſcheidungen der Verwaltungsbehörden leichter abfinden, wenn man 
nur aus der Einrichtung und Zuſammenſetzung derſelben und nach 
dem in denſelben vorgeſchriebenen Verfahren den Glauben an deren Unpar⸗ 
teilichkeit, an die Kenntniß der thatſächlichen Verhältniſſe und an die 
Gründlichkeit der Entſcheidungen gewinnen könnte. 

Man wird mit der Regierung darin übereinſtimmen, daß dem 
Verwaltungsgerichtshofe — wollte man nicht die Ausführung einer 
ſtaatsgrundgeſetzlichen Forderung in unabſehbare Ferne rücken — eine 
andere Einrichtung nicht gegeben werden konnte, als demſelben durch 
das von beiden Häuſern des Reichsrathes beſchloſſene Geſetz gegeben 
worden iſt. Der Verwaltungsgerichtshof iſt auch bei ſeiner bloß caſſa⸗ 
toriſchen Berechtigung eine ſehr werthvolle Inſtitution. Sie verwirk⸗ 
licht den im Geiſte unſerer Staatsgrundgeſetze liegenden Grundſatz: 
daß das öffentliche Recht in Oeſterreich unter dem Schutze einer, 
wenn auch derzeit noch unausreichenden Judicatur ſteht und daß auch 
in der Verwaltung die Willkür ausgeſchloſſen und das freie Ermeſſen 

(beſchraͤnkt ſein fol. Aber man wird auch einräumen müſſen, daß in⸗ 
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ſtanzmäßig gegliederte und meritoriſch entſcheidende Verwaltungsge⸗ 
richtshöfe dem Staatsgrundgeſetze über die richterliche Gewalt ebenfalls 
nicht widerſprechen würden und daß eine ſolche Einrichtung — wenn 
ſie heute noch nicht möglich war — doch das Ziel einer nicht zu 
fernen Zukunft ſein müſſe, ſo wie daß eben deßhalb der Verwaltung 
eine ſolche Form und ein ſolches Verfahren gegeben werden müſſen, 
daß ſich daraus ohne weſentlichen Aenderungen in der Organiſation 
der ſtaatlichen und autonomen Behörden unter günſtigeren Umſtänden 
eine wirkliche und ausreichende Verwaltungs-Rechtspflege entwickeln 
könne. Das Geſetz über den Verwaltungsgerichtshof macht daher die 
Reform der politiſchen Verwaltung erſt recht zu einer dringenden 
Nothwendigkeit; es weist aber dieſer Reform auch zugleich die Richtung 
an, die ſie einzuſchlagen hat. Ohne eine ſolche Reform würde der 
neue Gerichtshof auf einem weiten Gebiete der öffentlichen Verwal— 
tung den Erwartungen nicht genügen, nicht nach der Seite des ſeine 
Hilfe in Anſpruch nehmenden Publicums, noch nach der Seite der 
im Intereſſe der Adminiſtration ſelbſt liegenden Entwickelung des 
öffentlichen Rechtes. 


Mittheilungen aus der Praris. 


Im Falle der Verleihung des Ehrenbürgerrechtes Seitens einer Ge⸗ 

meinde ſteht es der politiſchen Behörde kraft ihres Interventions⸗ 

rechtes nicht zu, in eine Prüfung der „Verdienſtlichkeit“ des zum 

Ehrenbürger Ernannten oder in eine Prüfung der Motive, aus 

welchen das Ehrenbürgerrecht überhaupt verliehen worden iſt, 
einzugehen. 


In der Sitzung des geſetzlich beſchlußfähig verſammelten Bür- 
gerausſchuſſes der Stadt B. am 13. Juli 1874 wurde vom Aus⸗ 
ſchußmitgliede Georg St. der ſchriftliche Antrag auf Ernennung von 
eilf katholiſchen Prieſtern (darunter vier Mitglieder des dortigen 
Domcapitels) zu Ehrenbürgern der Stadt B. eingebracht. Die Aus⸗ 
ſchußmajorität beſchloß über Umfrage des Bürgermeiſters, daß nicht 
über die Aufnahme jedes Einzelnen der Vorgeſchlagenen als Ehren— 
bürger abgeſtimmt werde, ſondern daß über die Aufnahme aller 
Eilf in einmaliger Abſtimmung entſchieden werde und wurde ſo 
allen Eilf das Ehrenbürgerrecht mit zwölf gegen fünf Stimmen 
verliehen. 

Der Bezirkshauptmann in B. ließ ſich einige Tage nach die— 
ſem Vorgange unter Hinweiſung auf § 91 der G. O. vom Stadt⸗ 
magiſtrate das Protokoll über obige Bürgerausſchuß⸗Sitzung vorlegen 
und nachdem er im Hinblicke auf die Unvollſtändigkeit des Protofol- 
les die Redner gegen den Antrag über den Inhalt ihrer Reden ver— 
nommen hatte, fällte er unterm 29. Juli 1874, 3. 3320 nach⸗ 
ſtehende Entſcheidung: 

„Nachdem dasjenige, was im Georg St. ſchen Antrage auf 
Ernennung von eilf neuen Ehrenbürgern der Stadt B. als deren 
beſonderes Verdienſt erwähnt erſcheint, als ein ſolches keineswegs 
angeſehen werden kann, ſondern vielmehr ſowohl von Georg St. im 
Antrage ſelbſt, als auch nach ſicherem Vernehmen vom Decan H. in 
der betreffenden Bürgerausſchuß. Sitzung ausdrücklich erklärt worden 
iſt, daß die Verleihung des Ehrenbürgerrechtes in dieſem Falle nicht 
ſo ſehr die Belohnung von beſonderen perſönlichen Verdienſten, als 
vielmehr die Verſchaffung des Gemeinde-Wahlrechtes für Perſonen 
bezwecke, welchen es von dieſer Bezirkshauptmannſchaft auf Grund 
des Geſetzes abgeſprochen worden iſt, und da hiernach die ganze 
Ehrenbürgerernennung vom 13. d. M. offenbar nur als ein auf 
Umgehung des Geſetzes baſirtes Wahl⸗ und Parteimanöver ſich dar- 
ſtellt, fo finde ich dieſelbe für ungeſetzlich zu erklären, die Ausführung 
des darauf bezüglichen Gemeindebeſchluſſes im Sinne der SH 91 und 
92 der G. O. zu unterſagen, und wenn fie etwa ſchon erfolgt iſt, 
zu entſcheiden, daß ſie geſetzlich unwirkſam und folglich bei künftigen 
Gemeindewahlen als nicht geſchehen zu betrachten iſt. — Der Re⸗ 
curs an die Statthalterei bleibt jedem, der ſich durch dieſe Verfu— 
gung beſchwert erachtet, 14 Tage lang offen“. f 

In Folge Magiſtratsbeſchluſſes ergriff der Stadtmagiſtrat B. 
rechtzeitig den Recurs an die Statthalterei und machte darin gel- 


tend: Der Ausſchuß habe durch erwähnten Beſchluß weder feinen 
Wirkungskreis überſchritten, noch ſei er gegen ein beſtehendes Geſetz 
vorgegangen, ſondern habe nur von feinem Rechte nach 8 9 G. O. 
Gebrauch gemacht; er verwahre ſich gegen den Ausdruck: „Wahl⸗ 
und Parteimanöver“. Die thatſächliche Veranlaſſung zur Ertheilung 
der Ehrenbürgerrecht ſei die durch die Abſprechung des Wahlrechtes 
der eilf Ernannten hervorgerufene Mißſtimmung der Mehrzahl der 
Bevölkerung geweſen; der Ausſchuß habe dieſen Anlaß benützt, um 
den in Frage ſtehenden Männern durch öffentliche Anerkennung ihrer 
Verdienſte Satisfaction zu leiſten; hiedurch habe er nicht gegen das 
Geſet verſtoßen. Die Bezirkshauptmannſchaft habe mit ihrer Ent⸗ 
ſcheidung die Competenz überſchritten, die SS 91 und 92 vergeblich 
allegirt, ſomit die Gemeindeautonomie verletzt. Der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft ſtehe die Beurtheilung nicht zu, welcher Art die Verdienſte 
ſein ſollen, auf Grund deren das Ehrenbürgerrecht verliehen wird, 
ſonſt werde der § 9 G. O. illuſoriſch. Dieſe Beurtheilung ſei 
höchſt eigene Angelegenheit der Gemeinde. 

Die Statthalterei hat in ihrer am 7. September 1874, 
3. 12.143 gefällten Entſcheidung ſich in nachſtehender Weiſe ausge⸗ 


ſprochen. „Die Statthalterei habe den Gemeinde-Ausſchuß⸗Beſchluß vom: 


ſtreng geſetzlichen Standpunkte geprüft, ohne Rückſicht auf allfällige Par⸗ 
teitendenzen, und ſie habe eine formelle Ungiltigkeit des Beſchluſſes nicht 
entdecken können; ebenſo habe hiebei keine Eompetenz⸗Ueberſchreitung 
ſeitens der Gemeinde ſtattgefunden. Es könne ſich daher nur um die 
Frage handeln, ob eine ungeſetzliche Anwendung der §§ 9 und 27 
G. O. ſtattgefunden habe. Die vom Bezirkshauptmanne in ſeiner 
Entſcheidung entwickelte Anſicht ſtehe nach Anſicht der Statthalterei 
im Widerſpruche mit der Gemeinde-Autonomie. Die Beurtheilung, ob 
und in welcher Weiſe ſich Jemand, den die Gemeinde auszuzeichnen 
beabſichtigt, beſonders verdient gemacht hat, müſſe der Gemeindever⸗ 
tretung je nach ihrer ſubjectiven Auffaſſung überlaſſen bleiben. Würde 
hingegen ſich die Staatsbehörde das Befugniß vindiciren, über den 
Grad der Verdienſtlichkeit ſolcher Perſonen ſich endgiltig auszuſprechen, 
fo wäre dies ein Eingriff in die Gemeinde-Autonomie und geeignet, 
das der Gemeinde durch § 9 G. O. zuerkannte Ernennungsrecht 
illuſoriſch zu machen. Die Statthalterrei habe daher die Ueberzeugung, 
daß die Giltigkeit des ſiſtirten Gemeindebeſchluſſes weder in formeller 
noch in princtpieller Hinſicht mit Grund angefochten werden könne 
und ſie ſehe ſich daher nicht in der Lage, die in Beſchwerde gezogene 
Verfügung des Bezirkshauptmannes vom 29. Juli 1874, 3. 3320 
zu beſtätigen.“ 

Gegen dieſe Statthalterei-Entſcheidung ergriffen die Minorität 
des Bürgerausſchuſſes (5 Ausſchußmitglieder) und acht auf Grund 
ihrer Steuerzahlung wahlberechtigte Gemeindemitglieder des 1. Wahl⸗ 
körpers den Miniſterialrecurs, darin ausführend: Die Ernennung der 
Ehrenbürger ſtehe dem Bürgerausſchuſſe ($ 33 G. O.) zu und nur 
dieſer, nicht aber der Magiſtrat, konnte gegen die Entſcheidung des 
Bezirkshauptmannes recurriren. Es konnte daher über den unberech⸗ 
tigten Recurs des Magiſtrates keine giltige Statthalterei⸗Entſcheidung 
erfolgen und da von Seite der Recursberechtigten (Ausſchußmajorität, 
Ausſchußminorität, Wähler des 1. Wahlkörpers, die neuen Ehren⸗ 
bürger) rechtzeitig keine Berufung ergriffen wurde, ſo ſei die Ent⸗ 
ſcheidung des Bezirkhauptmannes in Rechtskraft erwachſen. Vermöge 
des Aufſichtsrechtes der Regierung nach $ 91 G. O. müſſe ihr das 
Recht zur Prüfung einer Ehrenbürgerrechts-Ertheilung nicht nur in 
formeller, ſondern auch in meritoriſcher Hinſicht zuſtehen, ſonſt werde 
das Auffichtsrecht nur illuſoriſch und auf die Form beſchränkt, ob im 
Antrage die Worte: „beſondere Verdienſte“ vorkommen. Wenn nun 
Leute ohne ein beſonderes Verdienſt zu Ehrenbürgern ernannt werden 
und dies zu dem ausgeſprochenen Zwecke geſchieht, um ihnen das 
mangelnde Wahlrecht zur Gemeindevertretung, zum Landtage und zum 
Reichsrathe zu verſchaffen, ſo ſei ſolches Vorgehen ein Mißbrauch 
des § 9 G. O. und ein Eingriff in die Gemeinde-, Landtags- und 
Reichsrathswahlordnung. Nach Art. 11 des Geſetzes vom 5. März 
1862 müſſe bei Bildung der Gemeindevertretung auf die Sicherung 
der Intereſſen der höher Beſteuerten gebührend Rückſicht genommen 
werden. Dieſe Beſtimmung werde durch derlei Ehrenbuͤrger⸗Schube 
illuſoriſch für den 1. Wahlkörper. Mit dem Ehrenbürgerrechte werden 
die hoͤchſten politiſchen Rechte verbunden, durch deren Verleihung die 
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Ehrenbürgerrechts-Ertheilung für die liberalen Wähler des 1. Wahl⸗ 
körpers der Gemeinde B. und dann für die Landtagswahlen im 
Städtewahlbezirke, zu welchen die Stadt B. gehört, haben würde. 
Endlich wurde ausgeführt, daß den neuen Ehrenbürgern jedes 
beſondere Verdienſt abgeſprochen werden müſſe und durch Hinwei⸗ 
ſung, daß wirklich verdienten Geiſtlichen, die das Wahlrecht ſchon 
haben, das Ehrenbürgerrecht nicht verliehen wurde, die Tendenz des 
Ausſchuſſes dargelegt, Wahlrechte zu ſchaffen. Das Petit ging auf 
Aufhebung der Statthalterei⸗Entſcheidung. 

Das Miniſterium des Innern entſchied unterm 16. Juni 1875, 
3. 19341, ex 1874 wie folgt: „Da der Bürgerausſchuß der Stadt 
B. durch den am 13. Juli 1874 gefaßten Beſchluß, das Ehrenbürger⸗ 
recht an eilf beſonders verdiente Männer geiſtlichen Standes zu ver— 
leihen, weder ſeinen Wirkungskreis überſchritten, noch gegen die 
beſtehenden Geſetze verſtoßen hat, fo war die politiſche Bezirks- 
behörde nicht berechtigt, die Vollziehung des Beſchluſſes zu unter⸗ 
ſagen. Nachdem daher die Statthalterei der dieſe Unterfagung aus⸗ 
ſprechenden Verfügung der Bezirkshauptmannſchaft B. vom 29. Juli 
1874, 3. 3320 über den vom B.er Bürgermeiſteramte dagegen er⸗ 
griffenen Recurs laut Entſcheidung vom 7. September 1874, Zahl 
12143 mit Recht die Beſtätigung verſagt hat, ſo kann ſich auch das 
Miniſterium des Innern nicht beſtimmt finden, aus Anlaß der gegen 
diefe Statthalterei-Entſcheidung von der Minorität des Ausſchuſſes 
im Verein mit einigen Wahlberechtigten der Gemeinde eingebrachten 
Beſchwerde die von dem Bezirkshauptmanne ausgeſprochene Unter⸗ 
ſagung der Vollziehung des obigen Bürgerausſchuß-Beſchluſſes auf- 
recht zu erhalten“. 


Bemerkung des Einſenderz: 


Wenn Jemanden, der ſich beſonders verdient gemacht hat, aber 
das Wahlrecht in der Gemeinde deßwegen nicht beſitzt, weil er ſich 
in keinem dieſes Recht begründenden Verhältnifſe befindet, — das 
Ehrenbürgerrecht in der Abſicht verliehen wird, um ihm das Wahl⸗ 
‚recht zuzuwenden, ſo iſt dieſe Verleihung weder eine directe Unge⸗ 
etzlichkeit noch eine Umgehung des Geſetzes, weil das Chrenbürger- 
recht an Perſonen, die ſich beſonders verdient gemacht haben, verliehen 
werden kann ($ 9 Gem.⸗Ord.) und weil nicht auf Umwegen etwas 
Geſetzwidriges erreicht oder durchgeſetzt werden will, vielmehr dem 
Ehrenbürger das Wahlrecht gebührt (§ 1, 3. 3 Gem.-Drd.), daher 
etwas Erlaubtes durch erlaubte Mittel angeſtrebt wird. Wenn es ge⸗ 
ſetzlich anginge, daß die politiſche Behörde jemanden darum, weil er 
ſich des Wahlrechtes unwürdig gemacht hat, dasſelbe entziehe und 
daß er durch das Ehrenbürgerrecht das Wahlrecht wieder erlange, 
dann könnte von einer Geſegumgehung die Rede fein. Allein ein 
ſolcher Fall liegt hier weder vor, noch iſt er mit Rückſicht auf die 
beſtehenden Geſetze überhaupt möglich. Wer vom Wahlrecht geſetzlich 
ausgenommen oder ausgeſchloſſen iſt, bleibt es, wenngleich ihm das 
Ehrenbürgerrecht verliehen wird. Auch von einer Demonſtration ge— 
genüber der politiſchen Behörde, welche früher den eilf zu Chren- 
bürgern ernannten Geiſtlichen das Gemeindewahlrecht abgeſprochen 
hatte, kann bei dem fraglichen Ausſchußbeſchluſſe keine Rede ſein, denn 
die polit. Behörde hatte ja mit jener Abſprechung keineswegs erkannt, 
daß die in Frage ſtehenden Geiſtlichen das Wahlrecht unter allen 
Umſtänden nicht haben ſollen, ſondern nur, daß es ihnen unter den 
gegebenen Verhältniſſen nicht zukommt. Aendern ſich nun die Um. 
ſtände, treten ſie in den Beſitz des Ehrenbürgerrechts, ſo iſt der Fall 
eben ein anderer, und die Behörde wird, ohne von ihrer in den da— 
maligen Verhältniſſen begründeten früheren Entſcheidung abzugehen, 
ihnen nun der eingetretenen Novation gemäß das Wahlrecht zuge- 
ſtehen. Dies iſt ein Fall, der täglich vorkommt, nämlich, daß Je— 
manden heute ein Befuguiß ab-, und morgen, weil ſich die factiſchen 
Verhältniſſe geändert haben, zugeſprochen wird. —T. 


Die Heimatsgemeinde kann zum Erfatze der auch für eine ver: 

heiratete Weibsperfon in einer öffentlichen Gebäranſtalt auf⸗ 

gelaufenen Verpflegskoſten und der Findeltaxe nicht verhalten 
werden. 


Für die verheiratete, nach Sch. zuſtändige Kaminfegersgattin 


Rechte dritter Perſonen und ganzer Wählerclaſſen geſchmälert werden. Karolina K. ſind im II. Quartal 1873 im allgemeinen Gebärhauſe 
Der Recurs ſtellte des Näheren dar, welche nachtheiligen Folgen diefe I in Brünn Verpflegs- und Entbindungskoſten im Betrage von 47 fl. 


68 kr. aufgelaufen, die der mähriſche Landesausſchuß in Vertretung 
des Landesfondes auf Grund des Gubernial⸗Circulars vom 19. Fe⸗ 
bruar 1836, Nr. 4331, von der Zuſtändigkeitsgemeinde Sch. im 
Wege der k. k. Bezirkshauptmannſchaft Sch. zum Rückerſatze forderte. 
Die Zuſtändigkeitsgemeinde Sch. wendete aber unter gleichzeitiger 
Vorlage des Armuthszeugniſſes dagegen ein, daß ihr der Erſatz der 
Verpflegs⸗ und Entbindungskoſten per 47 fl. 68 kr. für Karolina K. 
nicht aufgebürdet werden könne, weil die Gubernial⸗Verordnung vom 
19. Februar 1836, Nr. 4331, die früher in derlei Fällen den be- 
treffenden Zuſtändigkeitsgemeinden den Erſatz der Verpflegs⸗ und 
Entbindungskoſten für verheiratete, in öffentlichen Gebäranſtalten 
untergebracht geweſene Weibsperſonen zur Pflicht machte, durch das 
mittlerweile erfloſſene Geſetz vom 17. Februar 1864, R. G. Bl. 
Nr. 22 außer Kraft geſetzt worden ſei. Dieſer Einwendung gab 
aber die k. k. Bezirkshauptmannſchaft keine Folge und erkannte mit 
der Entſcheidung vom 24. October 1874, Nr. 5684, daß die 
Stadtgemeinde Sch. verpflichtet ſei, dem mähriſchen Landesfonde die 
aufgelaufenen Verpflegskoſten und die Entbindungstaxe per 47 fl. 
68 kr. für Karolina K. zu erſetzen, welche Entſcheidung dieſelbe 
mit Folgendem begründete: „Nach dem Gubernialdecrete vom 19. Fe⸗ 
bruar 1836, 3. 4331 Abſatz 2 können bei beſonderen Verhältniſſen 
auch Weiber ausnahmsweiſe in die Gebäranſtalt aufgenommen werden, 
jedoch darf die Aufnahme niemals unentgeltlich geſchehen, ſondern 
es ſind die entfallenden Verpflegskoſten entweder von der Aufgenom⸗ 
menen oder von den geſetzlich verpflichteten Anverwandten derſelben 
oder bei deren Zahlungsunvermögenheit von der betreffenden Gemeinde, 
nach der den Gemeinden überhaupt obliegenden Verpflichtung, für 


ihre hilfsbedürftigen Armen zu ſorgen, hereinzubringen. Nach dem. 


vom Gemeinderathe in Sch. ausgeſtellten Armuthszeugniſſe vom 
26. Mai 1874, Nr. 2250 iſt Karolina K, Kaminfegersgattin aus Sch., 
ganz arm und mittellos und kann die aufgelaufenen Verflegskoſten 
und die Findeltaxe nicht berichtigen und ſind deren nächſte Ver⸗ 
wandte in auf⸗ und abſteigender Linie gleichfalls arm und mittellos. 
Das vom Gemeinderathe Sch. bezogene Geſetz vom 17. Februar 
1864, R. G. Bl. Nr. 22, in Betreff der Verpflegsgebühren in 
öffentlichen Gebär⸗ und Irrenanſtalten, findet auf den vorliegenden 
Fall keine Anwendung, weil dasſelbe nur die Beſtimmungen über 
die Zahlung der Verpflegsgebühren für die in eine öffentliche Gebär- 
und Findelanſtalt unentgeltich aufgenommenen zahlungsunfähigen 
Perſonen enthält. Da Karolina K. nicht unentgeltlich in die Brünner 
Gebäranſtalt aufgenommen wurde, ſo iſt der Gemeinderath von Sch. 
im Grunde des bezogenen Gubernialdecretes und der §§ 22, 23 und 
24 des Heimatsgeſetzes vom 3. December 1863 verpflichtet, die für 
die Verpflegung derſelben aufgelaufenen Koſten und die Entbindungs⸗ 
tare im Geſammtbetrage von 47 fl. 68 kr. an den mähriſchen Landes⸗ 
ausſchuß gegen Regreß an die Partei, zu erſetzen.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung ergriff die Stadtgemeinde Sch. den 
Recurs an die mähriſche Statthalterei und machte hierin unter Anderem 
auch geltend, daß im vorliegenden Falle ebenſo wie die oben bezogene 
und außer Kraft geſetzte Gubernial⸗Verordnung, die in der bezirks⸗ 
hauptmannſchaftlichen Entſcheidung bezogenen §§ 22, 23 und 24 
des Heimatsgeſetzes vom 3. December 1863 keine Anwendung finden, 
und ſollte dies widerſprochenermaßen dennoch der Fall ſein, ſo wäre 
es im Sinne des § 30 des Heimatsgeſetzes Pflicht der Direction 
der Gebäranſtalt geweſen, von der erfolgten Aufnahme der Karolina 
K. in dieſe Anſtalt, die Heimatsgemeinde Sch. unverzüglich in 
Kenntniß zu ſetzen; ſo aber, nachdem dieſes nicht geſchehen ſei, treffe 
die Erſatzpflicht nicht die Stadtgemeinde Sch., ſondern den Landes— 
fond gegen allfälligen Regreß an denjenigen, der an dieſer Verſäum⸗ 
niß ſchuld iſt. 

Dieſen Recurs wies jedoch die Statthalterei mit dem Erkennt. 
niſſe vom 30. November 1874, 3. 24.832 aus den in der bezirks⸗ 
hauptmannſchaftlichen Entſcheidung angeführten Gründen mit dem 
weiteren Beiſatze zuruck, „daß die im Recurſe geltend gemachte Be: 
hauptung, die Direction der Gebäranſtalt in Brünn ſei verpflichtet 
geweſen, der Stadtgemeinde Sch. von der geſchehenen Aufnahme der 
Karoline K. auf Grund des § 30 des Heimatsgeſetzes vom Jahre 
1863 die Anzeige zu machen, nicht begründet erſcheint.“ 

In Folge des von der Stadtgemeinde Sch. dagegen ergriffenen 
Miniſterialrecurſes gab das Miniſterium des Innern mit der Ent: 
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ſcheidung vom 21. März 1875, 3. 1778 demſelben gewährende 
Folge und ſetzte die vorerwähnten beiden Entſcheidungen der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft und der Statthalterei unter Hinblick auf die §8 1 
und 4 des Geſetzes vom 17. Februar 1864, R. G. Bl. Nr. 22 
und die S$ 16, 19 und 31 des mit der Kundmachung der Statt- 
halterei in Brünn dto. 13. März 1870, L. G. Bl. Nr. 26 verlautbarten 


Statuts der mähriſch⸗ſchleſiſchen Gebär⸗ und Findelanſtalt in Brünn, — 
außer Kraft. E. R. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben in Anerkennung der weiland Seiner Majeſtät dem 
Kaiſer Ferdinand geleiſteten Dienſte dem Kammervorſteher Major Ladislaus Grafen 
Pergen das Großkreuz, dem Dienſtkämmerer Ernſt Grafen v. Biſſi ngen⸗Nip⸗ 
pen burg das Comandeurkrenz und den Adjutanten: Rittmeiſter Valerian Grafen 
Sarracini⸗Belfort und Rittmeiſter Ferdinand Grafen Fünfkirchen das 
Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens, dem Dienſtkämmerer Major Hugo Grafen Thun⸗ 
Hohenſtein das Ritterkreuz des St. Stephans⸗Ordens, dem Intendanten und Hof- 
rathe Franz Geringer den Orden der eiſernen Krone zweiter Claſſe; ferner den 
Leibärzten und Hofräthen Dr. Georg Gaßner und Dr. Leopold Ehmig ſowie 
dem Beichtvater Abbe Joſeph Kahl denſelben Orden dritter Claſſe — Allen mit 
Nachſicht der Taxen, — den Chirurgen Johann Fiſcher, Joſeph Zettmar und Franz 
Faſold das Ritterkreuz des Franz ⸗Joſeph⸗Ordens, dem Leibkammerdiener Johann 
Wiliſch das goldene Verdinſtkreuz mit der Krone, dem Kammerdiener Karl Wed⸗ 
mar und den Kammerheizern Joſeph Strondl und Alois Häſele das goldene 
Verdienſtkreuz endlich den Laiblakaien Joſef Fial a, Joſeph Abſenger und Johann 
Hamal das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Vorſtande des Prager Punzirungsam“es Ober⸗ 
Wardein Johann Waltſchisko den Titel und Charakter eines Bergrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Directlonsadjuncten der Polizeidirection 
in Lemberg Julius Weiß das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberpoſtverwalter Friedrich Nackh in Wr. Neu⸗ 
ſtadt das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Forſtmeiſter des k. k. Aviticalgutes Mannersdor 
Anton Perger das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Revierjäger des k. k. Aviticalgutes Mannersdorf 
Johann Praxa v. Bärenthal das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bergverwalter der Berg- und Hüttenverwaltung 
in Joachimsthal Max von Kraft das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone, dann 
dem Maſchinenwärter Joſef Pſchorn und dem Grubenſchmied Anton Schneider 
das ſilberne Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k k. Regierungsrathe, Schatzmeiſter und Vor⸗ 
ſtande des k. k. Hof⸗Waffenmuſeums Quirin Leitner als Riter des Ordens 
der eiſernen Krone dritter Claſſe in Gemäßheit der Ordensſtatuten den Ritter 
ſtand verliehen. = 

Seine Majeſtät haben dem k. k. Borſeſenſal an der Wiener Geldbörſe 
Felix Roth das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Amtediener der nieder⸗öſterr. Finanz⸗Landes⸗ 
direction Joſeph Kremer das filberne Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Polizeicommiſſär Auguſt Wanka zum 
Obercommiſſär und den Polizeiconcipiſten Wenzel Hlawacek zum Polizei⸗ 
commiſſär bei der Polizeidirection in Prag ernannt. 5 

Der Handelsminiſter hat dem Rechnungsrevidenten und Vorſtande des 
Rechnungs⸗Departements der k. k. Poſtdirection in Czernowitz Franz Evanzin 
eine beim Poſtfachrechnungs⸗Departement erledigte Rechnungrathsſtelle verliehen. 


Erledigungen. 


Geſtütsaufſehersſtelle in dem k. k. Staatsgeſtüte in Steiermark mit 250 fl. 
Gehalt, nebſt 25% Activ⸗Julage, bis 17. Auguſt. (Amtsbl Nr. 152.) 

Forſtcommiſſärsſtelle bei der Landesregierung in Salzburg in der neunten 
Rangsclaſſe, bis Ende Juli. (Amtsbl. Nr. 152.) 

Straßenmeiſtersſtelle in Schleſien mit 350 fl. Gehalt, bis 30. Juli. 
(Amtsbl. Nr. 153.) 

Ingenieursſtelle bei der Gemeinde Wr. Neuſtadt, proviſoriſch, mit 1200 fl. Ber 
ſtallung bis 25. Juli. Amtsbl. Nr. 153.) 

Neunzehn Steueramts⸗Adjunctenſtellen in Nieder-Defterreich bis 28. Juli. 
(Amtsbl. Nr. 153.) 

Vice⸗Forſtme'ſtersſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänen⸗Direction Wien 
in der achten Rangsclaſſe, bis 25. Juli. (Amtsbl. Nr. 158.) 

Oberförſter⸗, eventuell Förſter⸗ und Forſtaſſiſtentenſtelle im Bereiche der 
k. k. tirol. vorarlberg. Forſt⸗ und Domänen ⸗Direction in der neunten, beziehungs⸗ 
weiſe zehnten und eilften Rangsclaſſe, bis 1. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 153.) 

Oberförſters⸗, eventuell Förſters⸗ und Forſtaſſiſtentenſtelle im Bereiche der 
galiziſchen Forſt⸗ und Domänen ⸗Direction in der neunten, beziehungsweise zehnten 
und eilften Rangsclaſſe, bis 28. Juli. (Amtsbl. Nr. 155.) 

Forſtadjunctenſtelle in Oberöſterreich in der zehnten Rangeclaſſe, bis Ende 
Juli. (Amtsbl. Nr. 155.) 

Curſchmiedſtelle in dem ärariſchen Hengſtfohlen⸗Hofe in Neudau mit 350 fl. 
Gehalt, bis 22. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 156.) 

Vier Zollamts⸗Prakticantenſtellen bei dem Hauptzollamte in Wien, vorfäu- 
fig ohne Adjutum, bis 4. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 157.) 

Pofterpedientenftelle in Steinbach Bezirk Waidhofen a. d. Thaya mit 
300 fl. Jahresbeſtallung, bis 5. Auguſt. (Amtsbl Nr. 159.) 

Beſchauarztesſtelle bei der Gemeinde Wien mit 600 fl. Gehalt, bis 9 
September. (Amtsbl. Nr. 161.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


